
Stadtverordnetenversammlung 

Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration 
und Gleichstellung 

documenta-Stadt
 
Kassel, 26.06.2009 

  

Niederschrift 
 

über die 31. öffentliche Sitzung 
des Ausschusses für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung 

am Donnerstag, 25.06.2009, 17.00 Uhr, 
im Kommissionszimmer I, Rathaus, Kassel 

 
 
Anwesende:   Siehe Anwesenheitsliste 
    (Bestandteil der Niederschrift) 
 
Tagesordnung: 
 
 

1. Leasingverträge 101.16.1363 
 
 

2. Sicherheit für Frauen bei der Wohnortwahl herstellen 101.16.1344 
 
 

3. Arbeitsgruppe Alkoholverbot 101.16.1361 
 

 
 
Vorsitzender  Kieselbach eröffnet die mit der Einladung vom 17.06.2009 
ordnungsgemäß einberufene 31. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Sicherheit, 
Recht, Integration und Gleichstellung, begrüßt die Anwesenden, stellt die 
Beschlussfähigkeit sowie die Tagesordnung fest. 
 
 
 

1. Leasingverträge 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.1363 - 

 
 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„1. Den gleichlautenden Freistellungserklärungen mit der  
-  BHT Baugrund Hessen-Thüringen Gesellschaft für Bauland- 
  beschaffung, Erschließung und Kommunalbau mbH & Co.  
  Objekt MGK Marstall-Gebäude Kassel KG,  
-  der TFK Hessengrund Gesellschaft für Baulandbeschaffung,  
  Erschließung und Kommunalbau mbH & Co. Objekt  
  Tiefgarage Friedrichsplatz Kassel KG, und 
-  der BHT Baugrund Hessen-Thüringen Gesellschaft für  
  Baulandbeschaffung, Erschließung und Kommunalbau mbH &  
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  Co. Objekt TFK II Tiefgarage Kassel 2. BA KG, 
wird nach Maßgabe der beigefügten Entwürfe zugestimmt. 

 
2. Der Magistrat wird ermächtigt, gegebenenfalls notwendige 

redaktionelle Anpassungen vorzunehmen.“ 
 
Oberbürgermeister Hilgen und Herr Dilaß, Amt Kämmerei und Steuern, beantworten 
die zahlreichen Fragen der Ausschussmitglieder. Die Beantwortung der Frage, ob ein 
Darlehensvertrag nicht sinnvoller ist, wird bis zur Stadtverordnetenversammlung am 
06.07.2009 geklärt und soll dort beantwortet werden. 
 
 
Der Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: Kasseler Linke.ASG 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Leasingverträge, 101.16.1363, wird 
zugestimmt. 

 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Dr. Eichler 
 
 
 

2. Sicherheit für Frauen bei der Wohnortwahl herstellen 
Anfrage der Fraktion Kasseler Linke.ASG 
- 101.16.1344 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 
1. Teilt der Magistrat die Einschätzung seiner Ausländerbehörde, wonach der Schutz 

fiskalischer Interessen der Regionalkörperschaft Stadt oder Landkreis dem Schutz 
von gewaltbedrohten Frauen und ihren Kindern vorgeht? 

2. Falls nein: Teilt der Magistrat die Auffassung der MitarbeiterInnen der 
Frauenhäuser, wonach bei erfolgter Gewalterfahrung bzw. Gewaltdrohung die 
Wahl eines neuen Aufenthaltsortes in allererster Linie von den betroffenen Frauen 
selbst zu bestimmen ist, ggf. beraten durch die Fachämter des Allgemeinen 
sozialen Dienstes und des Jugendamtes, nicht jedoch durch die 
Ausländerbehörde? 

3. Welche Initiativen beabsichtigt der Magistrat zu unternehmen, um sicherzustellen, 
dass Nutzerinnen der Frauenhäuser, die noch einer ausländerrechtlichen 
Wohnsitzbeschränkung unterliegen, zukünftig ohne Restriktionen der 
Verwaltungsbehörde am beabsichtigten Zuzugsort einen Wohnungswechsel 
vornehmen können? 



 
 

 
Niederschrift zur 31. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Sicherheit, Recht, Integration und 
Gleichstellung vom 25.06.2009 Seite 3 

Stadtverordneter Selbert begründet die Anfrage der Fraktion Kasseler Linke.ASG. 
Da aufgrund der Begründung zu diesem Thema die Kanzlei von Stadtverordneten 
Selbert ein laufendes Mandat hat, möchte Oberbürgermeister Hilgen vor der 
Beantwortung der Anfrage die Angelegenheit erst im Ältestenrat erörtern. Der 
Tagesordnungspunkt wird vertagt. 
 
 
Erneute Behandlung in der nächsten Sitzung. 
 
 
 

3. Arbeitsgruppe Alkoholverbot 
Anfrage der CDU-Fraktion 
- 101.16.1361 - 

 
 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

Wie ist der Sachstand der Arbeit der ämterübergreifenden Projektgruppe zum 
Alkoholverbot an Brennpunkten in der Stadt? 

 
 
Bürgermeister Junge und Herr Strutwolf, Leiter Jugendamt, beantworten die 
Anfrage. 
Die zahlreichen Fragen der Ausschussmitglieder werden von Oberbürgermeister 
Hilgen, Bürgermeister Junge und Herrn Strutwolf beantwortet.  
Auf den Wunsch von Vorsitzenden Kieselbach sagt Oberbürgermeister Hilgen zu, 
nach Zusammenstellung der einzelnen Antworten diese in einem schriftlichen Expose 
zur Verfügung zu stellen. 
Vorsitzender Kieselbach erklärt die Anfrage für erledigt. 
 
 
Die Anfrage ist beantwortet. 
 
 
 
Ende der Sitzung: 18.50 Uhr 
 
 
 
 
 
 
 
Wolfram Kieselbach Anja Koch 
Vorsitzender Schriftführerin 
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